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das Blatt erſcheint nach + 7 + Zu beziehen durch alle Poft: 
Bedarf, im allgemeinen anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum m Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. Berlin W. 8, Mauerſtr 43 44 
der 
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I. Perſonalien. 


Der Regierungsrat Kilburger in Hildes⸗ Der Lehrer Dr. phil. Max Buſolt in 
heim iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden Dortmund iſt zum Oberlehrer an den ver— 
des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung einigten Maſchinenbauſchulen in Dortmund 
Regierungsbezirk Hildesheim ernannt worden. ernannt worden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Warenhausſteuer. 
Betr. Eutſcheidungen des Miniſters für Handel und Gewerbe auf Grund des § 6 Abſ. 5 des 
Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Inli 1900 (GS. S. 294). 
IIb 639. Entſcheidung vom 18. März 1907. 
Zelte ſind ſowohl der Gruppe C wie der Gruppe D des Geſetzes zuzurechnen. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ansübung des Seeſchiffer⸗ und des Seeſt nermanusgewerbes. 

Dem Beſtmann Sieben Tönjes aus Dornumerſiel iſt die ihm durch den Spruch des 
Seeamts in Bremerhaven vom 5. Dezember 1905 entzogene Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 

Dem Seeſteuermann Johannes Poelmann aus Papenburg, wohuhaft in Hamburg, 
iſt durch den Spruch des Seeamts in Hamburg vom 1. März d. J. die Befugnis zur Aus— 
übung des Steuermannsgewerbes entzogen worden. 

Dem Seeſteuermann J. P. Stoewahſe aus Wollin iſt die ihm durch den Spruch 
des Seeamts in Stettin vom 13. Januar 1906 entzogene Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 
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Betr, „Nachrichten für Seefahrer‘. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. März 1907. 

Die „Nachrichten für Seefahrer“ ſollen auch fernerhin den Kaiſerlichen Konſularämtern 
in den Hafeuplätzen in dem bisherigen Umfange zur Einſicht der Schiffsführer mitgeteilt 
werden, obwohl bei vielen Konſularämtern von den Kapitäuen ſelten oder nie nach dieſen 
Nachrichten gefragt worden iſt. Da es für die Sicherheit des Seeſchiffsverkehrs von großem 
Werte iſt, daß die Kapitäne keine Gelegenheit verſäumen, ſich über die neueſten Veröffent⸗ 
lichungen in den Nachrichten zu unterrichten, erſuche ich Sie, den Reedern Ihres Bezirks 
nahe zu legen, ihre Kapitäne fortgeſetzt darauf hinzuweiſen, daß die „Nachrichten für 
Seefahrer“ in ſämtlichen deutſchen Konſulaten in den Hafenplätzen zu ihrer Benutzung 
ausliegen. 

Im Auftrage. 


IIb 2288. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Betr. Geſchäftsbetrieb der Pfandleiher. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 12. März 1907. 

Die vielfach geäußerten Beſchwerden über Schädigungen des Handels und des Hand⸗ 
werks durch Auswüchſe des Pfandleihgewerbes haben den Herrn Miniſter des Innern ver⸗ 
anlaßt, durch die anliegende Bekanntmachung, betreffend den Gewerbebetrieb der Pfandleiher, 
vom 4. Februar 1907 die Befugnis der Pfandleiher, neue Handelsware zu beleihen, einer 
Regelung zu unterziehen. Ich gebe anheim, die intereſſierten Kreiſe in geeigneter Weiſe 
auf die Bekanntmachung hinzuweiſen. 

Aus Handels- und gewerblichen Kreiſen iſt ferner die Forderung geſtellt worden, den 
Pfandleihern auch den Betrieb anderer Verkaufsgeſchäfte zu unterſagen. Die Verbindung 
eines Pfandleihgeſchäfts mit dem Verkaufe von neuen, nicht verpfändet geweſenen Waren 
wird Unzuträglichkeiten nur zur Folge haben, wenn das Publikum in den Irrtum verſetzt 
wird, daß es ſich auch bei den letztgenannten Waren um verfallene Pfänder handle, und ſo 
der Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots entſteht. In ſolchen Fällen wird in der 
Regel auch die Möglichkeit zu einem Vorgehen auf Grund der §§ 1, 4 des Geſetzes zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 1906 gegeben ſein. Von dieſer 
Möglichkeit iſt bisher anſcheinend noch kein Gebrauch gemacht worden. Sofern ſich in 
Zukunft ſolche Mißbräuche noch bemerkbar machen ſollten, wird es daher zunächſt Sache 
der Beteiligten ſein, mit den durch die beſtehende Geſetzgebung gewährten Mitteln auf eine 
Abſtellung hinzuwirken. 

In Vertretung. 


IIb. 1505. — III 1372, Dr. Richter. 


An die Handelsvertretungen und Handwerkskammern. 


Aulage. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 38 der Reichsgewerbeordnung in der Faſſung der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 26. Juli 1900 (RGBl. S. 871) werden hiermit im Anſchluß an 
das Geſetz, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 (GS. ©. 265) in der 
Faſſung des Artikels 41 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. Sep⸗ 
tember 1899 (GS. S. 177) und an die Bekanntmachungen des Miniſters des Innern, 
betreffend den Geſchäftsbetrieb der Pfandleiher, vom 16. Juli 1881 (Min.⸗Bl. f. die inn. 
Verw. S. 169) und vom 11. Juli 1902 (Min.⸗Bl. S. 135) über den Umfang der Be⸗ 


67 


fugniſſe und Verpflichtungen ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Pfandleiher folgende Vor- 

ſchriften erlaſſen: 7 

1. Neue Sachen, die nicht zu den Gebrauchsgegenſtänden des Verpfänders gehören, 
dürfen nur auf Grund einer Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde als Pfand- 
ſtücke angenommen werden. 1 

2. Zum Zwecke der Ausſtellung der Beſcheinigung iſt der Ortspolizeibehörde vom 
Verpfänder oder vom Pfandleiher ein Verzeichnis der zu verpfändenden neuen 
Sachen einzureichen. Die Ausſtellung erfolgt durch Aufdrücken des Amtsſiegels 
auf das dem Antragſteller zurückzugebende Verzeichnis. 

3. Die Beſcheinigung iſt auszuſtellen von der Ortspolizeibehörde des Wohnorts 
oder des Ortes der gewerblichen Niederlaſſung des Verpfänders und, wenn der 
Pfandleiher ſein Gewerbe an einem anderen als den genannten beiden Orten 
betreibt, außerdem auch von der Ortspolizeibehörde des Ortes der gewerblichen 
Niederlaſſung des Pfandleihers. Hat der Verpfänder in Preußen keinen 
Wohnſitz und keine gewerbliche Niederlaſſung, ſo genügt die Beſcheinigung der 
letztgenannten Ortspolizeibehörde. 

4. Die Ausſtellung der Beſcheinigung iſt von der Ortspolizeibehörde zu verſagen, 

a) wenn die Sachen zum Zwecke der Verpfändung angeſchafft oder ber- 
geſtellt ſind, 

b) wenn es an einem hinreichend begründeten Anlaß für die Verpfändung 
fehlt, insbeſondere, wenn die Verpfändung zum Zwecke des Vertriebs der 
Sachen erfolgen ſoll, 

e) wenn ein nach Fälligkeit des Darlehns erfolgender Verkauf der Pfand⸗ 
ſtücke durch den Pfandleiher eine empfindliche Schädigung der angeſeſſenen 
Gewerbetreibenden herbeiführen würde. 

„Bei der Verpfändung einer der in Ziffer 1 bezeichneten Sachen iſt in das 
Pfandbuch bei der Bezeichnung des Pfandes (8 5 Nr. 6 des Geſetzes vom 
17. März 1881) folgende Eintragung zu machen: 

„Neue Sache. Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde 

R (Ortsname) vonn (Datum).“ 

. Die Beſcheinigungen find vom Pfandleiher zuſammen mit den Pfandbüchern 
aufzubewahren. 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden, ſoweit nicht nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften eine höhere Strafe eintritt, gemäß 
$ 360 Nr. 12 des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Geldſtrafe bis zu 150 W. oder mit 
Haft beſtraft. 

Berlin, den 4. Februar 1907. 


Der Miniſter des Innern. 
gez. Bethmann-Hollweg. 
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2. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Genehmigung von Holzimprägnierauſtalten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. März 1907. 

In der techniſchen Anleitung zur Wahrnehmung der den Kreis⸗(Stadt⸗)ausſchüſſen 
(Magiſtraten) durch § 109 des Zuſtändigkeitsgeſetzes hinſichtlich der Genehmigung gewerb- 
licher Anlagen übertragenen Zuſtändigkeiten vom 15. Mai 1895 (Min-Bl. d. inn. Verw. 
S. 196) werden in dem Abſchnitt II 32, der von den „Anſtalten zum Imprägnieren von 
vol; mit erhitzten Teerölen“ handelt, als „erhitzt“ ſolche Teeröle bezeichnet, welche „dem 
Siedepunkte des Phenols nahe gebracht find, alſo wenigſtens 180% ( zeigen“. Dieſer 
Sat iſt vielfach dahin ausgelegt worden, daß die mit erhitzten Teerölen arbeitenden Holz⸗ 
imbrägnieranſtalten nur dann genehmigungspflichtig ſeien, wenn das zum Imprägnieren 
Verwendung findende Teeröl regelmäßig auf den vorbezeichneten hochgradigen Wärmegrad 
gebracht werden ſoll. Eine ſolche enge Auslegung des Begriffs „erhitzte Teeröle“ iſt aber 
nicht gerechtfertigt. Vielmehr ſind zu den genehmigungspflichtigen Holzimprägnieranſtalten 
alle diejenigen zu rechnen, welche mit künſtlich erwärmten Teerölen arbeiten, und zwar auch 
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dann, wenn die Erwärmung des Oles ſich bei regelmäßigem Betriebe nicht bis zur Siede 
hitze fteigert. Denn alle Auſtalten dieſer Art find je nach der Einrichtung und Führung 
des Betriebs und der Lage der Betriebsſtätte mehr oder weniger geeignet, für die Nach 
barſchaft die Feuersgefahr zu erhöhen, Geruchsbeläſtigungen herbeizuführen und durch Ent- 
weichen ſchädlicher Gaſe nachteilig zu wirken. 
Unter dieſen Umſtänden habe ich beſchloſſen, den obenbezeichneten Abſchnitt 11 32 der 
Techniſchen Anleitung, wie folgt, abzuändern: 
Der erſte, mit den Worten „Unter erhitzten Teerölen . . .“ beginnende 
Abſatz wird geſtrichen. 
Der zweite — nunmehr erſte — Abſatz erhält folgende Faſſung: 

„Bei der Verwendung erhitzter, d. h. künſtlich erwärmter Teeröle kann 
eee eintreten und Teergeruch auf größere Entfernung hin läſtig 
werden. 

Im dritten — nunmehr zweiten — Abſatz werden unter Ziffer 3 die ein— 
geklammerten Worte „(mindeſtens 600 Meter)“ geſtrichen. 
Die Herren Regierungspräſidenten erſuche ich, den Gewerbeaufſichtsbeamten und den 
für die Genehmigung von Holzimprägnieranſtalten zuſtändigen Kreisausſchüſſen, Stadt— 
ausſchüſſen und kollegialiſchen Gemeindevorſtänden vorſtehendes zur Nachachtung mitzuteilen. 


III 1653, Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Dichtigkeitsprüfungen von Acetyleueinrichtungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 17. März 1907. 

Die Geſellſchaft für Heiz- und Beleuchtungsweſen m. b. H. in Heilbronn a. N. und 
die Firma Keller & Knappich in Augsburg haben ſich mit dem Erſuchen hierher gewandt, 
ihnen, entſprechend der preußiſchen Firmen gewährten Vergünſtigung, die Befugnis zu er⸗ 
teilen, Dichtigkeitsprüfungen ihrer Apparate und Rohrleitungen ſelbſt zu beſcheinigen. Nach 
Begutachtung dieſer Anträge durch den Deutſchen Acetylenverein und Beſichtigung der 
Fabriken habe ich kein Bedenken, wenn dieſen Anträgen unter nachſtehenden Bedingungen 
entſprochen wird: 

1. Kleinere Teile der Acetylenapparate, wie Reiniger, Wäſcher oder Entwickler ge: 

eigneter Bauweiſe, die ſich durch Flanſchen oder ähnliche Verſchlüſſe leicht dicht 
abſchließen laſſen, müſſen vor dem Anſtriche mit Waſſerdruck geprüft werden. 
Der Probedruck ſoll den Betriebsdruck der Gefäße mindeſtens um 0,25 Atm. 
überſteigen. Während der Druckprobe dürfen ſich an dem Gefäße keine Un⸗ 
dichtigkeiten zeigen oder dauernde Formveränderungen eintreten. 
Solche Entwickler und Gaſometer, bei welchen die Waſſerdruckprobe nicht aus- 
führbar iſt, weil ſie nicht oder nur mit großen Schwierigkeiten dicht abgeſchloſſen 
werden können, ſind in der Weiſe zu prüfen, daß ſie mit ihren nicht abſchließ— 
baren Offnungen vor dem Anſtrich in einen entſprechend großen Waſſerbehälter 
eingeſetzt werden, ohne daß die Luft aus den zu prüfenden Gefäßen entweichen 
kann. Nachdem letztere erforderlichenfalls ſoweit belaſtet ſind, daß der Luftdruck 
in ihnen mindeſtens um 250 mm Waſſerſäule höher iſt, als der Betriebsdruck 
des Acetylenapparats beträgt, ſind die Nähte mit Seifenwaſſer zu prüfen. 
Ferner iſt feſtzuſtellen, ob die zu prüfenden belaſteten Gefäße nach Verlauf von 
mindeſtens 3 Stunden nicht tiefer in das Waſſerbad eintauchen, als zu Beginn 
der Prüfung. 

3. Größere in die Erde verlegte Rohrnetze ſind jo zu prüfen, daß die Gasverluſte 
in der Leitung nach Abſchaltung aller Hausanſchlüſſe an der Gasuhr abgeleſen 
werden. Die Verluſte dürfen auf jedes Kilometer nicht mehr als 10 1 in der 
Stunde betragen. 

Rohrleitungen von Acetylenapparaten für Einzelhausbeleuchtung ſind nach 
der Inbetriebſetzung durch Beſtreichung mit Seifenwaſſer zu prüfen. 

Die oben genannten Firmen haben ſich mit dieſen Bedingungen einverſtanden erklärt. 
Sie wollen daher die mit der Prüfung der Acetylenapparate beauftragten Sachverſtändigen 
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davon verſtändigen, daß die Beſcheinigungen dieſer Firmen über Dichtigkeitsprüfungen, die 
nach dieſen Bedingungen ausgeführt find, als ausreichend anerkannt werden. Die Be⸗ 
ſcheinigungen müſſen folgenden Wortlaut haben: 

„Hierdurch wird beſcheinigt, daß der amn al 
3322 gelieferte Acetylenapparat entſprechend dem Erlaß des Miniſters 
für Handel und Gewerbe vom 17. März 1907 (III 1805) und zwar 6. B. der 
Wäſcher und Reiniger nut Waſſerdrukk (3. B. der Gaſometer) .. 
mit Luftdruck. (die Rohrleitung)... an der Gasuhr — durch Beſtreichen mit 
7 — von der unterzeichneten Firma geprüft worden iſt. Dabei hat ſich er— 
Geben, Biber. 2.2.7 . ĩͤ 


„ „„ Unterſchrift.“ 


In Ergänzung der Ausführungsanweiſung vom 6. April v. J. (HMBl. S. 174) 
zu §§ 7 und 10 erſuche ich Sie, vorſtehende Bedingungen und Forderungen grundſätzlich 
auch dann zu ſtellen, wenn es ſich darum handelt, einheimiſchen Fabrikanten von Acetylen⸗ 
einrichtungen die Ermächtigung zur eigenen Prüfung ihrer Apparate oder Rohrleitungen 
zu erteilen. 

In Vertretung. 


III 1805. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenunterſtützungskaſſe für Geſellen und Lehrlinge der Gemeinde Diesdorf, 

Kreis Wanzleben (E. H.), 

2. Krankenunterſtützungskaſſe, freie eingeſchriebene Hifskaſſe in Heidersbach, 

3. Kranken- und Sterbekaſſe „Eintracht“ (E. H.) in Tönisheide, 

4. St. Joſephs⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Willich, 

5. Handwerker⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Weſel, 

6. Bandwirker⸗Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) zu Lüttringhauſen. 

Berlin, den 25. März 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
III 2170 U. Aug. Dr. Richter. 


v. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Ausbildungskurſus für Lehrer au Fortbildungsſchulen. 

i Auf Veranlaſſung des Miniſters für Handel und Gewerbe werden im Etatsjahre 1907 
in Berlin folgende Ausbildungskurſe für Lehrer an Fortbildungsſchulen in der üblichen 
Weiſe abgehalten werden: 

der 7. kaufmänniſche Oberkurſus vom 11. April bis 8. Mai, 

der 3. gewerbliche Unterkurſus vom 19. April bis 17. Mai, 

der 11. kaufmänniſche Unterkurſus vom 30. Oktober bis 27. November, 

der 4. gewerbliche Uinterkurſus vom 7. November bis 5. Dezember. 
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Geſuche um Zulaſſung zu einem Unterkurſus ſind an den für den Wohnort des Be 
werbers zuſtändigen Regierungspräſidenten zu richten. 

Im übrigen gelten für die Teilnehmer die Beſtimmungen des Erlaſſes vom 
16. Januar 1904 (SM Bl. S. 25). 


2. Fachſchulen. 
Betr. Belehrung von Fachſchülern über Geſchlechtskraukheiten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 5 
Berlin W. 66, den 16 März 1907. 

Bei verſchiedenen Anläſſen, insbeſondere auch bei der Konferenz der Regierungs. und 
Gewerbeſchulräte im Dezember v. Is. iſt zur Sprache gekommen, ob es ſich nicht empfehlen 
möchte, zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten die Fachſchüler auf die Gefahren des 
Geſchlechtsverkehrs in geeigneter Weiſe hinweiſen zu laſſen. Dabei wurde es als beſonders 
zweckmäßig empfohlen, die Schüler beim Beginne des Schulhalbjahrs durch einen erfahrenen 
Arzt, in der Regel den Schularzt, in einer dem ernſten Zwecke und der Jugend der Hörer 
ſchaft entſprechenden Weiſe belehren zu laſſen. Zugleich wurde feſtgeſtellt, daß eine ſolche 
Belehrung ſchon in manchen Schulen ſeit einiger Zeit mit gutem Erfolg eingeführt ſei. 

Ich will nicht unterlaſſen, Sie hiervon in Kenntnis zu ſetzen und Ihnen anheim⸗ 
zuſtellen, den Kuratorien der Fachſchulen, namentlich in den größeren Städten, ein ähnliches 
Verfahren zu empfehlen. 

IV 1514. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Rückerſtattung von Schulgeld an gewerblichen Fachſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 16. März 1907. 

Durch den Erlaß vom 7. September v. J. (HUB. S. 315), betreffend die Zahlung 
des Schulgeldes an gewerblichen Fachſchulen, iſt der Erlaß vom 18. Oktober 1902 (OHMBl. 
S. 382), nach welchem die Rückerſtattung von Schulgeld bei nachgewieſener Bedürftigkeit 
in Teilbeträgen nach dem Verhältnis der Schulbeſuchszeit zuläſſig iſt, wenn Schüler ohne 
eigenes Verſchulden den Schulbeſuch innerhalb eines Schulhalbjahrs aufgeben müſſen, 
nicht aufgehoben worden. 

Hiernach erſcheint es angängig, daß von ſolchen Schülern der gewerblichen Fachſchulen, 
die den Schulbeſuch im erſten Vierteljahr eines Semeſters wegen nicht genügender Be 
gabung aufgeben müſſen, das Schulgeld für das zweite Vierteljahr des Semeſters nicht 
erhoben wird. 

Im Auftrage. 
IV 374. Dr. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungs-Präſidenten in N. 
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